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G E W E R B E V E R B A N D

Für höheres
Rentenalter
Die Forderung nach einem
Rentenalter 67 steht wieder
im Raum: Gestern hat der
Schweizerische Gewerbever-
band (SGV) ein Modell für eine
stufenweise Anhebung des
Rentenalters auf 67 vorgestellt.
Demnach soll das Rentenalter
ab 2018 während einer Dauer
von 12 Jahren angepasst wer-
den. Wann jemand in Pension
gehen kann, wäre abhängig
von der finanziellen Gesundheit
der AHV: Das Rentenalter wür-
de Jahr für Jahr so festgelegt,
dass 70 bis 80 Prozent der Aus-
gaben mit den Beiträgen ge-
deckt werden könnten. sda

S T E U E R D A T E N

EU gibt nicht auf
Für EU-Steuerkommissar Algir-
das Semeta bleibt der automa-
tische Informationsaustausch
in Steuerfragen das beste Mit-
tel, um Gelder einzutreiben.
Deshalb werde die EU-Kommis-
sion auch nicht locker lassen,
dieses Prinzip ausserhalb der EU
zu vertreten. Die Frage, wann
die EU-Kommission mit der
Forderung nach dem automa-
tischen Informationsaustausch
an die Schweiz herantreten
werde, beantwortete Semeta
gestern aber nicht. sda

S C H W E R V E R K E H R

Kosten sind
nicht gedeckt
Der Schwerverkehr deckt auch
nach der vom Bundesgericht
abgesegneten Erhöhung der
Leistungsabhängigen Schwer-
verkehrsabgabe (LSVA) seine
Kosten nicht. Zu diesem Schluss
kommen zwei vom Bundesamt
für Raumentwicklung (ARE) in
Auftrag gegebene Studien. Die
auf Anfang 2008 vorgenom-
mene Erhöhung der LSVA er-
weise sich mit Blick auf die Zu-
kunft deshalb als notwendig,
schreibt die ARE. Anders sieht
dies der Nutzfahrzeugver-
band Astag: Der Bund sei zu
fiskalpolitischen Zwecken ein-
mal mehr nicht vor dem illega-
len Griff in die Trickkiste der
Statistik zurückgeschreckt, teil-
te er mit. sda

P H A R M A

Roche erzielt
weniger Umsatz
Der Pharmakonzern Roche hat
in den ersten neun Monaten
2010 einen leichten Umsatz-
rückgang um 1 Prozent auf
36,1 Milliarden Franken ver-
zeichnet. Das Basler Unterneh-
men spürte den starken Fran-
ken und Einbussen beim letzt-
jährigen Umsatzrenner Tamiflu.
In lokalen Währungen gerech-
net, erzielte Roche ein Wachs-
tum von 2 Prozent. sda

A R B E I T S M A R K T

Immer mehr
haben zwei Jobs
Immer mehr Erwerbstätige ha-
ben gleichzeitig mehrere Jobs.
Es handelt sich vor allem um
Frauen, Erwerbstätige mittleren
Alters, solche mit hohem Bil-
dungsstand und Selbstständig-
erwerbende. Dies zeigt eine
Studie des Bundesamtes für
Statistik. 1991 gingen 4 Pro-
zent der Erwerbstätigen mehr
als einer Arbeit nach, im Jahr
2009 waren es 7,4 Prozent oder
315 000 Personen. sda

In Kürze

Herr Kunz, wer einige Kilometer
zu schnell fährt, wird bestraft,
wer wegen Fehlentscheiden
50 Milliarden Franken verliert,
kommt ungeschoren davon.
Peter V. Kunz: Das ist leider die
Realität. Das juristische Prob-
lem ist Folgendes: Eine Tempo-
überschreitung lässt sich bei Ge-
schwindigkeitskontrollen bele-
gen. Kaum nachweisbar ist aber,
was beispielsweise der frühere
UBS-Chef Marcel Ospel genau
über die Verfehlungen wusste.

Ist es generell schwierig, Perso-
nen in hohen Positionen recht-
lich zu belangen?
Niemand ist rechtlich so gut ge-
schützt wie die oberste Person
einer solchen Organisation. Feh-
ler auf den unteren Ebenen
schlagen rechtlich meist nicht
nach oben durch. Das funktio-
niert wie die Schottenabdich-
tung eines Schiffs: Bei einem
Leck wird nur ein Teilbereich
überflutet. Denn die Mitverant-
wortung der höchsten Füh-

W I R T S C H A F T S R E C H T L E R P E T E R V . K U N Z

Der Berner Wirtschafts-
rechtler Peter V. Kunz geht
davon aus, dass die UBS
die Krise hinter sich hat.
Nach dem gestern präsen-
tierten Transparenzbericht
rechnet Kunz nicht mit
weiteren Prozessen gegen
die Grossbank.

rungsebene ist fast nie nach-
weisbar. Falls es ein Fehlverhal-
ten gäbe, so wäre kein Verwal-
tungsratspräsident so dumm,
dies in einem Sitzungsprotokoll
festhalten zu lassen und damit
Beweismittel gegen sich zu
schaffen.

Auch die UBS will nicht gericht-
lich gegen ihre ehemaligen Top-
manager vorgehen. Verwal-
tungsratsprä-
sident Kaspar
Villiger nannte
als Haupt-
grund das Pro-
zessrisiko in
den USA.
Tatsächlich be-
steht ein sol-
ches Risiko.
Aber ich glau-
be nicht, dass dies der Haupt-
grund ist. Die UBS dürfte vor al-
lem aus politischen, psychologi-
schen und geschäftlichen Grün-
den an einem raschen Abschluss
der Affäre interessiert sein. Ein
Prozess würde sich in die Länge
ziehen, er hätte negative Folgen
für die Reputation und würde
die Wachstumspläne in Asien,
Osteuropa und Südamerika be-
hindern.

Soll der UBS-Transparenzbericht
also einen Schlusspunkt unter
die Affäre setzen?
Aus Sicht der UBS: ja. Etwas zy-
nisch könnte man sogar sagen:
Die Vorstellung des Berichts war

eine Marketingveranstaltung
mit Gratisübertragung im Fern-
sehen. Das ist kein Vorwurf an
die UBS, die das ausgezeichnet
gemacht hat. Sie war ja von
den Geschäftsprüfungskom-
missionen des Parlaments dazu
aufgefordert worden.

Gibt es für die UBS in den USA
wirklich noch ein Prozessrisiko,
nachdem die Schweiz die Forde-

rungen der
amerikani-
schen Steuer-
behörden er-
füllt hat?
Der Staatsver-
trag zwischen
der Schweiz
und den USA
ist nur eine
Seite. Weiter-

hin offen bleibt die Flanke der
amerikanischen Investoren, die
sich wegen ihrer Verluste betro-
gen fühlen. Hier droht allen in
den USA ansässigen Bankinsti-
tuten weiterhin eine zivile Sam-
melklage. Würde die UBS gegen
ehemalige Spitzenleute prozes-
sieren, so könnten amerikani-
sche Sammelkläger die erho-
benen Vorwürfe als Beweis-
führung verwenden.

Auch in der Schweiz steht die
Einführung von Sammelklagen
zur Diskussion.
Es ist verständlich, in diese Rich-
tung Überlegungen anzustellen,
weil Aktionäre heute mit viel zu

hohen Hürden konfrontiert wer-
den, wenn sie eine Verantwort-
lichkeitsklage gegen Manager
einreichen wollen. Ich halte es
aber nicht für sinnvoll, gleich
das angelsächsische Modell mit
Sammelklagen zu übernehmen.
Anpassungen im Aktienrecht
scheinen aber sinnvoll.

Im Fall der UBS müssten Aktio-
näre für über 200 Millionen Fran-
ken Sicherheiten leisten, um
prozessieren zu können.
Das Kostenrisiko ist für Aktionä-
re das Hauptproblem. Sie müs-
sen einen Prozess vorfinanzie-
ren, was ein solches Unterfan-
gen für Kleinaktionäre verun-
möglicht. Hinzu kommt: Selbst
wenn sie den Prozess gewinnen,
erhalten sie keine Entschädi-
gung. Das Geld geht vollum-
fänglich an die Gesellschaft.

UBS-Präsident Kaspar Villiger
meinte, eine Klage gegen die frü-
here Führungsriege hätte durch-
aus Erfolgschancen gehabt.
Das sehe ich juristisch etwas
anders. Verantwortungsklagen
sind fast immer chancenlos.
Denn die Richter beurteilen
nicht im Nachhinein, ob man es
hätte besser machen können.
Sie prüfen stattdessen, ob die
begangenen Managementfehler
im damaligen Zeitpunkt nach-
vollziehbar waren. Und das ist
meist der Fall.

Hat die UBS die Affäre nun über-
standen?
Ja. In den vergangenen zwei Jah-
ren sind keine neuen Verfehlun-
gen mehr ans Licht gekommen.
Ich gehe davon aus, dass in die-
sem Zusammenhang keine wei-
teren Leute mehr gegen die UBS
prozessieren. Gefordert ist nun
aber das Parlament.

Bei den neuen Vorschriften für
Grossbanken?
Ja – ich befürchte aber, dass das
Parlament die von einer Exper-
tengruppe ausgearbeiteten Vor-
schläge für solche Vorschriften
verwässert. Das wäre ein Fehler.
Zudem brächte es mehr, wenn
die Politiker sich bei der aktuel-
len Revision vor allem mit der
Stärkung der Aktionärsrechte
beschäftigen würden. Eine Boni-
steuer mag zwar populär sein,
bringt aber letztlich weniger.

Interview: Bernhard Kislig

Mit dem Bericht zur Aufarbei-
tung der Krise im eigenen Haus
will die UBS «einen Schluss-
strich» unter den Steuerstreit
mit den USA ziehen. Den Bericht
hatten die Geschäftsprüfungs-
kommissionen (GPK) des Par-
laments gefordert. Gestern legte
die UBS das 76-seitige Papier
vor. «Was geschehen ist, hätte
nicht geschehen dürfen»,
schreibt Verwaltungsratspräsi-
dent Kaspar Villiger im Vorwort.
Die UBS habe aber die Lehren ge-
zogen und wolle sich nun auf die
Zukunft konzentrieren. Für die

Die UBS räumt Fehler ein.
Dennoch verzichtet die
Grossbank wie angekün-
digt auf Klagen gegen
Verantwortliche.

Vergangenheitsbewältigung ha-
be die UBS eine «dreistellige»
Millionensumme ausgegeben,
betonte Villiger. Es seien über
ein Dutzend interner und ex-
terner Untersuchungen erstellt
worden, die in den Bericht ein-
geflossen seien.

Klagen brächten nichts
Auf Klagen gegen Verantwortli-
che hatte der Verwaltungsrat
schon im Dezember 2009 ver-
zichtet. Den Verzicht begründet
die Bank mit dem ungewissen
Erfolg, den hohen Kosten, der
Negativpublizität und der Aus-
wirkung auf andere Prozesse.
Ein Verfahren gegen Verantwort-
liche wie Ex-Präsident Marcel
Ospel würde etwa die Position
der UBS in hängigen Sammel-
klagen in den USA schwächen.

Mit dem als «Transparenz-
bericht» bezeichneten Papier be-
leuchtet die Grossbank, wie es
dazu kommen konnte, dass sie
im Nachgang der Immobilien-
krise in den USA Milliardenver-
luste hinnehmen musste und
ihr der Staat schliesslich mit ei-
nem Rettungspaket unter die
Arme greifen musste. Als eine
der Ursachen nennt die Gross-
bank die Wachstumsstrategie
im Investmentbanking. Die
Konzentration sei zu stark auf
der Umsatzsteigerung gelegen,
ohne dass die Risiken berück-
sichtigt worden seien. Risiken
seien zudem falsch eingeschätzt
worden.

Einzelne trügen die Schuld
Für die Probleme mit den US-
Steuerbehörden wegen des Ge-

schäfts mit reichen Privatkun-
den aus den USA macht die UBS
vor allem den Umgang mit ein-
zelnen Kundenberatern verant-
wortlich: Regeln seien zu wenig
durchgesetzt worden. Es habe
zudem falsche Anreize gegeben.
Zum Debakel beigetragen haben
aber aus Sicht der UBS nicht nur
fachliche Probleme und die Fi-
nanzkrise, sondern auch die Un-
ternehmenskultur: «Die erfolg-
reichen Jahre vor Ausbruch der
Krise mögen zu einer gewissen
Selbstüberschätzung, Kritikre-
sistenz oder gar Überheblichkeit
geführt haben», heisst es im
Bericht. sda
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R E A K T I O N E N

Die Geschäftsprüfungskom-
missionen (GPK) des Parla-
ments haben zurückhaltend
auf den Bericht der UBS rea-
giert. Erst in einigen Wochen
soll ihre Stellungnahme vor-
liegen. Die bürgerlichen Par-
teien SVP, FDP und CVP lob-
ten den Bericht. FDP-Frakti-
onschefin Gabi Huber sagte
gegenüber Schweizer Radio
DRS, es sei einmalig, dass ei-
ne Bank Fehler einräume.
Die SP dagegen las nichts
Neues. Und die Genfer SP-
Nationalrätin Maria Roth-
Bernasconi (GE) meinte,
dass die Grossbank definitiv
auf Klagen gegen die ehe-
malige Führung verzichten
wolle, mache ihr Mühe. sda

«Die Vorstellung des

Berichts war eine

Marketingveranstal-

tung.»

«UBS-Affäre ist überstanden»

Villiger kritisiert frühere Topkader Lob der
Bürgerlichen

Die UBS bemühte sich bei der gestrigen Präsentation des Transparenzberichts darum, ihre Reputation aufzupolieren.

Peter V. Kunz kritisiert
das heutige Aktionärsrecht.
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